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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

Gleich mehrere Medien berichteten in diesem Jahr über die politischen Gräben der
Schweiz. So widmete die NZZ dem Stadt-Land-Graben eine eigene Serie, aber auch von
einer «Wiedergeburt des Röstigrabens» war die Rede: Weil angeblich nur ein Drittel
der Deutschschweizer jährlich in die Romandie reisen, wird in einem Kommentar in der
Aargauer Zeitung, wenn auch nicht ganz ohne Ironie, mit der Überlegung gespielt, ob
die deutschschweizerische Bevölkerung die Küste Thailands besser kenne als die Riviera
des Lac Léman. Mit zunehmender zeitlicher Distanz zur EWR-Abstimmung, so die
Aargauer Zeitung weiter, schien sich der Röstigraben zwar zu verkleinern, vergangene
Abstimmungen wie die Initiative gegen Masseneinwanderung hätten jedoch gezeigt,
dass die Deutschschweizer und die Romands etwa in Migrationsfragen weiterhin
unterschiedlicher Ansicht seien. 
Einen allgemeineren Blick auf die unterschiedlichen politischen Einstellungen der
Einwohnerinnen und Einwohner der Deutschschweiz und der Romandie warf die NZZ.
Dass die Linke in der Romandie insgesamt stärker sei, habe damit zu tun, dass dort der
Anti-Kommunismus während dem Kalten Krieg weniger stark ausgeprägt gewesen sei,
erklärte sie. Auch seien in der Deutschschweiz der Nationalmythos um Wilhelm Tell und
die Legende der Eidgenossenschaft wegen ihres direkten Bezugs zur Region populärer
und könnten von Parteien wie der SVP eher als Politikum aufgegriffen werden. 
Auch der Stadt-Land-Graben wurde in den Medien thematisiert. Die NZZ erachtete es
als nicht verwunderlich, dass die Deutschschweizer Städte fast durchgehend rot-grüne
Regierungen aufwiesen, während die SVP in den Kantonsparlamenten besonders stark
vertreten sei. Denn die SVP, so die NZZ weiter, politisiere am urbanen Lifestyle vorbei,
während die SP mit ihrem Programm zu wenig Rücksicht auf die ländliche Bevölkerung
nehme. Auch fehlten heute vermehrt die Brückenbauer zwischen den Regionen. Ein
Grund für das Erstarken der rot-grünen Politik in den Städten sei beispielsweise die
Bewältigung der dortigen Verkehrs-, Drogen- und Wohnungsprobleme respektive das
diesbezügliche Scheitern der bürgerlichen Parteien in den 1990er-Jahren. Hinzu kämen
laut Daniel Kübler, Professor für Demokratieforschung, heute ausgeprägt städtisch-
linke Themen wie die externe Kinderbetreuung in Kindertagesstätten, welche wie auch
der Umweltschutz oder die Sozialpolitik auf dem Land eher weniger stark gewichtet
würden. Ebenfalls ein heisses Thema im Spannungsfeld zwischen Stadt und Land war in
den Medien die Zuwanderung: In Städten, hielt die NZZ fest, sei man demnach dem
«Fremden» gegenüber weniger misstrauisch eingestellt als auf dem Land, da in urbanen
Regionen durch engeren Kontakt mit Migranten Vorurteile oder Ängste eher abgebaut
werden können.
Betrachte man die Stadt-Land-Gräben schweizweit im Vergleich zwischen den
Sprachregionen, seien gemäss NZZ zwischen städtischen und ländlichen Gebieten in
der Romandie weniger frappante Unterschiede auszumachen als in der
Deutschschweiz. Zurückzuführen sei dies beispielsweise auf den industriellen
Charakter des Jurabogens, wo die ländliche Infrastruktur bereits früh städtisch geprägt
worden sei und Gewerkschaften mehr Einfluss erlangten als in der Deutschschweiz.
Kleiner als in der Romandie und dem Tessin, führte der Professor für
Politikwissenschaft Markus Freitag in der NZZ aus, sei hingegen die Stadt-Land-Kluft in
der Deutschschweiz in Bezug auf das Vertrauen in föderale Institutionen. Dieses sei
allgemein im deutschsprachigen Raum durchgehend höher als in der lateinischen
Schweiz, wo man wie etwa im Tessin dem Bundesrat eher misstraue oder ihm eher mit
Unbehagen begegne.

Sorge bereiteten die verschiedenen Gräben etwa dem SP-Präsidenten Christian Levrat
(sp, FR), welcher in einem Interview in der NZZ zu Protokoll gab, dass die Spaltungen
keine positive Entwicklung seien, da sich die geografischen Unterschiede auch politisch
äusserten und schlecht für den Zusammenhalt des Landes seien. Auch im Tagesanzeiger
war man der Meinung, für die Schweiz werde es ungemütlich, wenn dieser Trend
anhalte. Etwas weniger dramatisch sah die Situation derweil Markus Freitag in der NZZ:
Zumindest auf den Stadt-Land-Graben bezogen fielen nämlich die Unterschiede
weniger frappant aus, wenn die Agglomeration, wo vorwiegend bürgerlich-liberale
Politik gemacht werde, als separate Region berücksichtigt werde. Zwar bleibe die Stadt
rot-grün und das Land konservativ, Wertekonflikte schwächten sich aber eher ab, da
die politischen Meinungsgrenzen durch diese zusätzliche Abstufung fliessender
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verliefen. Wie bereits 2012 vom BFS festgehalten worden war, lebten nämlich
unterdessen fast drei Viertel der Bevölkerung in einem Agglomerationsgebiet. 1

2019 setzten sich das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:
Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren könnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, würde die für
Demokratien essenzielle «Verständigungsbereitschaft» der Bevölkerung und damit die
Diskursöffentlichkeit «torpedieren». Man könne tatsächlich annehmen, dass sich
solcherart Zustände mehren würden, blicke man etwa auf die Präsidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgeführte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jährlich auch den World
Happiness Report veröffentlicht, habe nämlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevölkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings öfters auch ihren
Nutzen in Frage stelle – nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevölkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestärkt würden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert für
Diskussionen böte und dem «Postfaktische[n]» etwas entgegenhalten könne.
Das ZDA fühlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kübler wurde auch in der Aargauer Zeitung veröffentlicht.
Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Über
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bürgerinnen und Bürger «zunehmend
unzufrieden und misstrau[t]en Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fühle oder Anliegen nicht ernstgenommen würden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefährde, gleichzeitig
führe der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz längst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.
Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zurückgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitätsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschränkung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Rückgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.
Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegenüber Journalisten häufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) während ihrer Kandidatur für den
Ständerat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mörgeli und Roger Köppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zürcher Lokal mit Getränken überschüttet
worden. 
Frauen gegenüber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und persönlich gefärbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten könnte, und Rost fügte
hinzu, dass Hass dazu führe, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
äussern könnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr für die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» – dieser hätte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resümierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld überlasse und sich für «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. 2
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